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Dreikönigstreffen 1999:  

Für einen starken Rechtsstaat!

Rede des baden-württembergischen Justizministers

Prof. Dr. Ulrich Goll 

gehalten am 6. Januar 1999 im Staatstheater in Stuttgart

Sperrfrist 12.00 Uhr!

Es gilt das gesprochene Wort!

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

wunderliche Vorschläge kommen aus Bonn.

Das gilt auch für die Innen- und Rechtspolitik.

Die neue Regierung sucht nach neuen Strafen

Nicht wenige meinen zwar schon kurz nach dem Start- Sie ist selbst eine neue

Strafe!

Aber das soll noch nicht alles sein:

Freizeiteinschränkungen, tägliche Meldepflicht, Urlaubsverbot - man weiß nicht, was

man ernst nehmen soll von den Ideen, die da nach außen dringen.

Wer also als Übeltäter künftig Pech hat, muß die Urlaubsreise stornieren - wer mehr Glück hat, wird zum Wandern nach Argentinien geschickt - umsonst übrigens, in des Wortes doppelter Bedeutung.

Pech hat u.U. auch, wer einen Führerschein hat und ihn auch braucht, z.B. weil er

auf dem Land lebt.

Vorgeschlagen ist der Führerscheinentzug als allgemeine Strafe, also ohne

Rücksicht darauf, ob ein Verkehrsdelikt begangen worden ist.

Diese Strafe hatte die Bundesregierung bekanntlich auch für alle Senioren vorgesehen - der Vorschlag von Bundesverkehrsminister Müntefering, ihnen den Führerschein abzunehmen, ist einer von vielen Vorschlägen, die die Bundesregierung nach hartem Widerstand der FDP-Bundestagsfraktion schleunigst wieder eingesammelt hat.

Meine Damen und Herren, was ist von einem Fahrverbot als Strafe zu halten?

Wen will man damit treffen?

Die sicher nicht, die gar keinen Führerschein haben!

Schläger, Rabauken und Hooligans vielleicht, die dann in öffentlichen

Verkehrsmitteln wieder auftauchen, wo sie ohnehin ihre bevorzugten Reviere haben?

Andere Gauner, Diebe und Betrüger, die im Zweifel einfach so weiterfahren?

Das Entdeckungsrisiko ist begrenzt, denn: Wer will das mit vernünftigem Aufwand

wirksam kontrollieren?

Wem nützen diese Vorschläge überhaupt?

Die Antwort lautet: keinem.

Es sind höchstens zusätzliche Grausamkeiten, die nur wieder Leute beeindrucken,

die wir auch mit Geldstrafen oder Bewährungsstrafen schon treffen können.

Was aber der entscheidende Fehler ist:  Diese ganzen Phantasiegebilde im Bereich neuer Strafen sind nichts als eine Fortführung des täterorientierten Denkens - das Opfer hat nach wie vor nichts davon!

Mit geradezu mittelalterlicher Phantasie wird darüber nachgedacht, wie man den Täter piesacken könnte - statt daß man sich ernsthaft und endgültig jetzt einmal an den Belangen des Opfers orientiert

Opferorientiert muß unser Strafrecht fortentwickelt werden, nicht täterorientiert.

Wenn da die neue Regierung in Bonn nur halb so viel Phantasie hätte wie beim Erfinden neuer Strafen - aber da werden nur verbale Pflichtübungen angeboten und alte Hüte - Dinge, die wir, jedenfalls in Baden-Württemberg, ohnehin schon längst umsetzen.

Für die Opfer müssen wir aber zu Verbesserungen kommen.

Wir müssen z.B. den Zustand ändern,

daß das Opfer in der Regel von der staatlichen Reaktion auf ein Delikt rein gar nichts hat,

daß es sein Recht auf einem teilweise unübersichtlichen und mehrgleisigen Weg suchen muß,

daß es sich im Prozeß schon schlecht behandelt fühlt.

Es ist vieles erreicht worden, als der Bundesjustizminister noch Schmidt-Jortzig hieß.  Ich nenne nur den verbesserten Opfer- und Zeugenschutz in Prozeß durch den Einsatz von Videotechnik.  Das mißbrauchte Kind braucht dem Täter jetzt nicht mehr ein zweites Mal im Prozeß zu begegnen.

Der Opferanwalt ist Wirklichkeit geworden.  Es gibt also jetzt in vielen Fällen nicht nur einen Pflichtverteidiger für den Täter, sondern einen genauso sachkundigen Vertreter für das Opfer.

Aber dieser Weg ist noch längst nicht zu Ende!

Opferorientiertes Denken beginnt erst!

Warum soll eine Geldstrafe nicht wenigstens teilweise dem geschädigten Opfer

zufließen?

Warum soll das Opfer nicht den Ersatz seiner Schäden zusammen mit der Verurteilung des Täters in einem einzigen und möglichst kurzen Prozeß erreichen. Wie kommen wir - in der Praxis, nicht in der Theorie - besser an die Gewinne aus verbrecherischen Machenschaften heran, um sie den Opfern zurückzugeben?

Da lohnen sich Fortschritte wirklich.

Silvester ist vorbei, aber die Bundesregierung zündet fleißig weiter politische

Knallfrösche und Leuchtraketen.

Und ausgerechnet die SPD überschlägt sich jetzt fast bei dem Versuch, das Heil in neuen Sanktionen und schärferen Gesetzen zu suchen, wobei es reichlich grotesk aussieht, wenn bei diesem Versuch gerade Otto Schily mit starken Sprüchen vorausmarschiert.

Ist den Menschen im Land schon einmal ähnlich unverfroren unterstellt worden, daß

sie ein bißchen blöd sind?

Dabei sind gerade auf dem Feld der Innen- und Rechtspolitik, das wissen wir als

Liberale schon lange, starke Sprüche genau das, was uns am wenigsten hilft.

Gerade da empfehle ich, auf Taten zu schauen statt auf Worte.

Was macht denn die SPD aus den vorhandenen Instrumenten, die innere Sicherheit und den Rechtsstaat gewährleisten sollen, wenn man einmal hinter die starken Sprüche schaut?

Wie gehen denn die SPD-regierten Länder mit ihrer Justiz um?

Meine Damen und Herren, die Justiz ist der real existierende Rechtsstaat - mehr Recht kommt unten nicht an, als die Gerichte und Staatsanwaltschaften umsetzen können.

In Mecklenburg-Vorpommern werden zwar Tausende von neuen Stellen geschaffen mit dem Geld anderer Länder natürlich -

Aber für einen Justizminister ist keine Stelle mehr da!

Harald Ringstorff stellt sich vor, er könne die Justiz mit links erledigen -

Tatsächlich wird sie so von links erledigt, meine Damen und Herren.

Nordrhein-Westfalen hat noch einen halben Justizminister.  Das ist schon schlimm

genug - wenn er nicht auch noch mit der anderen Hälfte Innenminister wäre.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Gewaltenteilung ist eine Wichtige Sache, gerade auch, wenn es um die Sauberkeit der Sitten beim Staat geht!

Die Gerichte (und die Staatsanwaltschaften) sind nicht nur da, um uns auf die Finger zu schauen.  Sie sind auch dazu da, der öffentlichen Hand, der Verwaltung auf die Finger zu schauen.

Glaubt jemand, daß diese Kontrolle besonders gut funktioniert, wenn beide, die

Kontrollierten und die Kontrolleure, den gleichen Chef haben?

Noch schlimmer ist: Die Zusammenlegung der Ressorts in Nordrhein-Westfalen und in Mecklenburg-Vorpommern spricht ein geradezu vernichtendes Urteil über den Stellenwert der Rechtsverfolgung und Rechtsgewährung in diesen Ländern - sie zeigt, wie wenig dort der Rechtsstaat in realer Münze zählt.

Ausgerechnet das entscheidende Rationalisierungspotential sucht man da, wo die

Menschen aktuell die größte Sorge haben, ob der Staat seine Aufgaben auch erfüllt!

Angesichts der Praxis in solchen, SPD bzw. rot-grün regierten Ländern wundert es nicht einmal so sehr, wenn die Bundesjustizministerin auf einmal in der Öffentlichkeit auftritt mit der erstaunlichen Behauptung, Ladendiebstähle würden in den Ländern nicht mehr verfolgt.

Wir erwarten nicht viel von ihr.

Aber wenigstens das, daß sie die baden-württembergischen Verhältnisse zur

Kenntnis nimmt.

Möglicherweise sind aber auch ihre Kontakte im Land überall so schlecht wie die zu

ihren eigenen Genossen.

Wir erwarten von Frau Däubler-Gmelin, daß sie die Polizeibeamten, Staatsanwälte und Richter unseres Landes nicht so hinstellt, als würden sie irgendeine kriminelle Praxis gerade so laufen lassen.

Ich möchte hier ganz deutlich machen: In Baden-Württemberg werden Ladendiebstähle strafrechtlich verfolgt.

Es gibt auch keine Wertgrenze, unterhalb derer automatisch eingestellt wird - schon gar nicht bei Wiederholungstätern.

Mit Hilfe enger Zusammenarbeit zwischen Staatsanwaltschaft und Polizei mit Hilfe beschleunigter Strafverfahren sind wir praktisch täglich dabei, den Verfolgungsdruck auch beim Ladendiebstahl zu erhöhen.

Den Eindruck zu erwecken, da würde nichts passieren, nur weil es einem für seine

eigenen Forderungen gerade mal so in den Kram paßt, halte ich für fahrlässig.

Ich habe in den letzten Jahren die baden-württembergische gegen manchen

ungerechtfertigten Vorwurf in Schutz genommen.

Daß es jetzt ausgerechnet gegen die Bundesjustizministerin passieren muß, finde ich traurig - und auch, daß sie uns mit einem Vorurteil kommt, wie wir es sonst eher aus der Zeitung mit den großen Buchstaben kennen.

Aber selbst wenn die Diagnose von Frau Däubler-Gmelin richtig wäre, dann wäre

immer noch ihre Therapie falsch, was die Verfolgung des Ladendiebstahls betrifft.

Das sogenannte Strafgeld ist ältester Wein in neuen Schläuchen.  Die SPD kommt wie die Grünen einfach nicht von der falschen Idee los, aus kleineren Diebstählen bloße Ordnungswidrigkeiten zu machen.

Egal, was man darauf- oder darüberschreibt - das ist es, was übrigbleiben wird: eine

gebührenpflichtige Verwarnung durch die Polizei.

Wer das Geld dabei hat, kann die Sache gleich an Ort und Stelle regeln, nach dem

Motto: Nie war es so einfach, auf Diebestour zu gehen.

Wer ertappt wird, wird höchstens noch sagen: Ich habe Pech gehabt - und dieses

Gefühl wird an die Stelle des Gefühls treten, daß Diebstahl ein Unrecht ist.

"Ein Gemeinwesen wird am sichersten gepflanzt, wenn jeder weiß, was sein ist oder was einem anderen zugehört".

Diese Erkenntnis stammt nicht von mir.  Aber ein Baden-Württemberger hat sie formuliert, vor fast fünfhundert Jahren: Ulrich Zasius in der Einleitung zum Freiburger Stadtrecht.

Die Vorschläge der Bundesjustizministerin verraten wenig Gespür für ein in diesem

Land so tief verwurzeltes Rechtsbewußtsein.

Originell an diesem Strafgeld finde ich im übrigen auch, daß seine Erfinderin uns alle

gestern noch über die Wirkungslosigkeit und Einfallslosigkeit von Geldstrafen belehrt

hat.

Aber wer fragt noch nach Logik, seit Rot-Grün seine Pläne auspackt - und meistens

genau so schnell wieder einpackt.

Ganz schnell wieder einpacken sollte man auch dieses Vorhaben, Ladendiebe gebührenpflichtig zu verwarnen - und zwar vor allem im Interesse unserer Jugend, denn für sie sind diese Pläne ein falsches und verhängnisvolles Signal.

Wir wollen aber in Baden-Württemberg die durchaus bestehenden Möglichkeiten nutzen, um gerade auch den Jugendlichen entschiedene und frühzeitige Signale zu geben.

Und wir wollen angesichts der Belege für eine ansteigende Jugendkriminalität künftig

noch konsequenter reagieren:

Wir wollen frühzeitig eingreifen, schon vor Strafmündigkeit, wenn eine kriminelle

Karriere sich abzuzeichnen beginnt.

Aber schauen wir hier ein letztes Mal auf die bundesrepublikanische Realität.

Es geht um Möglichkeiten der geschlossenen Heimunterbringung jugendlicher Serientäter:  Alle reden davon, aber wir sind fast das einzige Bundesland, das Plätze hat, um sie durchzuführen.

Wir haben allerdings das Problem, daß die Plätze häufig belegt sind von

Jugendlichen aus anderen Bundesländern, in deren offizieller Ideologie es solche

Plätze gar nicht gibt und nicht geben darf!

Meine Damen und Herren: An ihrer doppelten Moral sollt ihr sie erkennen!

Wir brauchen Glaubwürdigkeit in der Innen- und Rechtspolitik, denn:

Wir kämpfen um das Vertrauen in den Rechtsstaat, der unsere Freiheiten garantiert

und schützt.

Das ist eine Sache für Liberale - mit Augenmaß und konsequentem Handeln dafür

zu sorgen, daß der Rechtsstaat in der Praxis funktionieren kann.

Machen Sie diesen Rechtsstaat stark, meine Damen und Herren - unterstützen Sie

die Liberalen!

